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1982 [GBl. I Nr. 25 S. 443]). Deshalb ist dem Anliegen des Ehe­
gatten, der als Mitglied der LPG anstrebt, seine persönliche 
Hauswirtschaft zu bewahren, grundsätzlich besondere Be­
deutung beizumessen (vgl. H. Latka, „Vermögensauseinander­
setzung bei Auflösung der Ehe von Genossenschaftsbauern“, 
NJ 1973, Heft 17, S. 512).

Im weiteren Verfahren wird das Bezirksgericht unter Ein­
beziehung der LPG Tierproduktion in H. sowie des Rates der 
Gemeinde die mit der Tierhaltung und den künftigen Absich­
ten des Verklagten sowie mit der Unterbringung und Instand­
haltung genossenschaftlicher Fahrzeuge verbundenen Fragen 
zu klären haben. Dabei wird es zu beachten haben, daß die 
Aufgabe der individuellen Hauswirtschaft während der Ehe 
nicht die künftige Wahrnehmung der Rechte eines Genossen­
schaftsmitglieds ausschließt.

Art. 28, 29, 30, 33, 34 Rcchtshilfevertrag DDR —UdSSR; §§ 24, 
25, 19 ff. FGB.
1. Zur Prüfung der Zuständigkeit des Gerichts und des an­
zuwendenden Rechts für die Ehescheidung und die damit 
verbundenen Ansprüche nach dem Rcchtshilfevertrag 
DDR - UdSSR.
2. Besitzt ein Kind die Staatsbürgerschaft der UdSSR und 
haben Eltern und Kind auf dem Territorium der DDR ihren 
Wohnsitz, dann sind zur Regelung seiner Erziehungs- und 
Unterhaltsverhältnisse die familienrechtlichen Bestimmungen 
der DDR anzuwenden.
BG Cottbus, Urteil des Präsidiums vom 23. Juni 1989 — 
00 BFK 9 89.

Die Prozeßparteien waren seit 1984 miteinander verheiratet. 
Aus der Ehe ist das am 13. Oktober 1986 geborene Kind M. 
hervorgegangen. Der Kläger ist Staatsbürger der DDR, die 
Verklagte und das Kind haben die Staatsbürgerschaft der 
UdSSR. Die Prozeßparteien und das Kind haben ihren Wohn­
sitz auf dem Territorium der DDR.

Das Kreisgericht hat die Ehe geschieden. Es hat weiterhin 
festgelegt, daß das Kind bei der Verklagten leben soll. Der 
Kläger wurde verurteilt, an das Kind monatlich 350 M Un­
terhalt und an die Verklagte auf die Dauer von 2 Monaten 
400 M Unterhalt zu zahlen. Die Ehewohnung wurde dem Klä­
ger zur Fortsetzung des Mietverhältnisses zugesprochen.

Das Urteil wurde am Tage seines Erlasses rechtskräftig.
Gegen die Entscheidungen über Erziehüngsrecht und Un­

terhalt des minderjährigen Kindes hat der Direktor des Be­
zirksgerichts gemäß § 160 Abs. 2 ZPO Antrag auf Kassation 
gestellt, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Die Entscheidung des Kreisgerichts verletzt das Gesetz.

Das Kreisgericht ist zutreffend davon ausgegangen, daß 
auf Grund der unterschiedlichen Staatsbürgerschaft der Pro­
zeßparteien zu prüfen ist, ob die Gerichte der DDR zuständig 
sind und welches Recht für die Entscheidung Anwendung fin­
den muß. Diese Prüfung erfolgte aber fehlerhafterweise auf 
der Grundlage, des Vertrages zwischen der DDR und der 
UdSSR über die Rechtshilfe in" Zivil-, Familien- und Straf­
sachen vom 28. November 1957 (GBl. I 1958 Nr. 19 S. 242). Das 
Kreisgericht hat dabei nicht beachtet, daß dieser Vertrag ge­
mäß Art. 91 des Vertrages zwischen der DDR und der UdSSR 
über Rechtshilfe in Zivil-, Familien- und Strafsachen vom
19. September 1979 (GBl. II 1980 Nr. 1 S. 12) außer Kraft ist.

Gemäiß Art. 28 Abs. 1 und 4, Art. 29 Abs. 2 sowie Art. 30 
Abs. 2 des Rechtshilfevertrages vom 19. September 1979 waren 
für die Ehescheidung, für die Regelung unterhaltsrechtlicher 
Beziehungen zwischen den Ehegatten und für die Entschei­
dung über die Ehewohnung die Gerichte der DDR zuständig 
und das Recht der DDR anzuwenden. Das Kreisgericht hat, 
wenn auch mit einer unzutreffenden Begründung, seine Ent­
scheidung über die Ehescheidung, über den Ehegattenunter­
halt und das Nutzungsrecht an der Ehewohnung auf die Be­
stimmungen des Familienrechts der DDR gestützt. Diese Ent­
scheidungspunkte im Urteil des Kreisgerichts beruhen daher 
im Ergebnis auf einer richtigen Rechtsanwendung und be­
dürfen deshalb keiner Korrektur.

Anders verhält es sich jedoch hinsichtlich der Entschei­
dungen, die das eheliche Kind betreffen. Gemäß Art. 33 Abs. 1

des geltenden Rechtshilfevertrages bestimmen sich die Rechts­
verhältnisse zwischen Eltern und Kindern nach den Gesetzen 
des Vertragsstaates, auf dessen Territorium sie ihren ge­
meinsamen Wohnsitz haben. Gemäß Art. 34 sind für die Ent­
scheidung über diese Rechtsverhältnisse die Gerichte des 
Staates zuständig, auf dessen Territorium das Kind wohnt. 
Das bedeutet, daß im vorliegenden Verfahren für die Rege­
lung des elterlichen Erziehungsrechts und für die Regelung 
des Unterhalts, der dem Kind zusteht, die Bestimmungen des 
Familienrechts der DDR anzuwenden sind.

Gemäß § 2 Abs. 2 Rechtsanwendungsgesetz haben ver­
tragliche völkerrechtliche Vereinbarungen den Vorrang vor 
den Regelungen des Rechtsanwendungsgesetzes. Die Entschei­
dungen des Kreisgerichts über das Erziehungsrecht und den 
Unterhalt des Kindes können daher nicht aufrechterhalten 
bleiben, weil sie auf einer unrichtigen gesetzlichen Grund­
lage ergangen sind.

Anstelle der Bestimmungen des Gesetzes über Ehe und 
Familie der RSFSR vom 30. Juli 1969 hätte das Kreisgericht 
für die Entscheidungen über Erziehungsrecht und Unterhalt 
des Kindes die Bestimmungen des Familienrechts der DDR 
zugrunde legen müssen. Anzuwenden sind demnach die 
§§ 25 ff., 19 ff. FGB in Verbindung mit der Richtlinie des Ple­
nums des Obersten Gerichts ddr DDR über die Bemessung 
des Unterhalts für Kinder — Unterhaltsrichtlinie — vom 
16. Januar 1986 (GBl. I Nr. 5 S. 41; NJ 1986, Heft 3, S. 97).

Die Prozeßparteien sind sich darüber einig, daß das min­
derjährige Kind bei der Verklagten leben soll. Da der Sach­
verhalt ausreichend geklärt ist, lagen die Voraussetzungen für 
eine Selbstentscheidung gemäß § 162 Abs. 1 ZPO vor. Der 
Verklagten war daher gemäß § 25 FGB der DDR das Erzie­
hungsrecht für das Kind M. zu übertragen. Bei der Entschei­
dung über den Kindesunterhalt war von einem anrechnungs­
fähigen Nettoeinkommen des Klägers lt. Lohnbescheinigung 
von ca. 1 400 M auszugehen und davon, daß eine Unterhalts­
verpflichtung gegenüber weiteren Kindern nicht besteht. 
Nach den Richtsätzen der Unterhaltsrichtlinie hat der Kläger 
an das Kind monatlich 140 M bis zur Vollendung des 12. Le­
bensjahres und monatlich 165 M ab diesem Zeitpunkt bis zur 
wirtschaftlichen Selbständigkeit zu zahlen. Er war in dieser 
Höhe zu verurteilen.

Zivilrecht * 1

§ 30 Abs. 4 NVO; § 3 Abs. 6 NEAO.
1. Der Berechnung der Erfindervergütung ist der gesamte 
unmittelbare Nutzen zugrunde zu legen, der auf die An­
wendung der Erfindung zurüekgeht, unabhängig davon, ob 
die durch Anwendung der Erfindung eintretenden Verän­
derungen, die gesellschaftlichen Nutzen bewirken, im Schutz­
bereich der Erfindung liegen oder nicht.
2. War bei Beginn der Benutzung ёіпег Erfindung innerhalb 
der DDR ein fortschrittlicheres Produktionsniveau gegeben 
als beim unmittelbaren Anwenderbetrieb, ist bei der Nut­
zensermittlung von diesem fortschrittlicheren Niveau aus­
zugehen.
OG, Urteil vom 23. Juni 1989 - 1 OPB 8 88.

Die Kläger sind die Erfinder der durch Wirtschaftspatent 
geschützten technischen Lösung „Anordnung zur Durchkon­
taktierung von Leiterplatten“, die der Verklagte bei der Her­
stellung mechanisch durchkontaktierter Leiterplatten für die 
Tastatur einer elektronischen Schreibmaschine benutzt. Im 
ersten Benutzungsjahr wurden Leiterplatten aus Hartpapier 
erfindungsgemäß produziert. Vor dieser Zeit hatte der Ver­
klagte Leiterplatten galvanisch durchkontaktiert. Dabei wurde 
Cevausit als Basismaterial benutzt. Hartpapier hat sich für 
eine galvanische Bearbeitung nicht geeignet.

Die Erfindung führt zur Einsparung von Lötzeit. Der sich 
insoweit ergebende Nutzen im ersten Benutzungsjahr ist zwi­
schen den Prozeßparteien unstreitig. Auf der Grundlage die­
ses Nutzens hat der Verklagte an die Kläger insgesamt 
1 897 M als Vergütung gezahlt.

Die Kläger beanspruchen, der Vergütungsberechnung auch 
den Nutzen zugrunde zu legen, der sich durch den Einsatz von 
Hartpapier anstelle von Cevausit als Basismaterial für die


